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Zur Trage von der Natur der Schriftſtener. 
Von Dr. Stephan Koczynski, k. k. Finanzrath in Trieſt. 
(Schluß.) 

Zu dieſen bisher dargeſtellten Beweiſen iſt in neuerer Zeit ein 
weiteres, ſehr werthvolles Zeugniß hinzugekommen. 4 

s In der Abhandlung „Zur Geſchichte des Stempel- und Gebühren⸗ 
weſens in Oeſterreich. Eine Quellenſtudie von Dr. Emil Widmer“ 
in der Zeitſchrift für Volkswirthſchaft, Socialpolitik und Verwaltung, 
1897, 4. Heft), welche ſehr ſchätzenswerthes, bisher unveröffentlichtes 
archivaliſches Material fiir die älteſte Geſchichte des Stempelweſens ent⸗ 
hält, wird auch ein ſehr bemerkenswerthes, insbeſondere für unſer Be⸗ 
weiskhema höchſt bedeutſames Decret vom 10. November 1700 angeführt. 

Ehe wir den Wortlaut dieſes Decretes wiedergeben, müſſen die 
Verhältniſſe berührt werden, unter denen es entſtand. Die Zeit, der es 
angehört, iſt die Kindheitszeit unſeres Stempelweſens. Wir ſtehen da 
an der Wiege von manchem Gebilde, das heute eine mächtige Rolle in 
unſerer Finanzwirthſchaft ſpielt; viele damalige Keime aber ſind längſt zu⸗ 
grunde gegangen. Damals war die Bevölkerung an das Steuerzahlen noch 
nicht gewöhnt; fie mußte daher erſt erzogen werden. Daher wiederholt ſich faſt 
bei jeder neuen Abgabe das Schauſpiel des allgemeinen Unwillens, des 
allſeitigen Widerſtandes und der von Hoch und Nieder bereiteten Hinder⸗ 
niſſe gegen die Durchführung der Ste uervorſchriften. Um die Bedeutung 
dieſer Vorgänge zu ermeſſen, darf nicht vergeſſen werden, daß damals 
jedes der Erblande eine rechtliche Sonderexiſtenz führte, und daß es 
damals nur materiell, nicht aber auch formell gemeinſames Recht geben 
konnte. Jede Norm mußte in den einzelnen Ländern auf die dort übliche 
Art kundgemacht und beſonders durchgeführt werden. Dabei ergaben ſich 
die mannigfaltigſten Zwiſchenfälle und Hemmniſſe. So auch beim Papier- 
aufſchlag und bei der Siegelabgabe. 
Kaum war der allgemeine Papieraufſchlag mit Patent vom 

1. Juli 1675 eingeführt worden, als die Länder der böhmiſchen Krone 


dagegen mit Proteſt Stellung nahmen und die Durchführung des Patentes 
unterliegen. Hiegegen beſchwerten ſich wieder die innerbſterreichiſchen 
Länder, welche die Auflage nicht allein tragen wollten. Dem Ganzen 
ſetzte die Krone auf, daß ſich in den betheiligten Kreiſen die Nachricht 
verbreitete, der Aufſchlag ſei aufgehoben, beziehungsweiſe auf den Betrag 
der doppelten Mauthgebür, d. h. des doppelten Einfuhrzolles ermäßigt 
worden, und daß die Amtsorgane thatſächlich nach dieſer vermeintlichen 
Norm vorgingen. Schließlich mußte dies ſogar wirklich zur Norm er⸗ 
hoben werden. Schon damals aber forderte der Kaiſer die Berichter⸗ 
ſtattung darüber, ob der Papieraufſchlag nicht in gleicher Weiſe wie in 
Spanien und Frankreich zum Vortheil des Staatsſchatzes durchgeführt 
werden könne. 

Nach dieſem erſten aus dem Jahre 1681 ſtammenden Hinweiſe 
auf die Siegelabgabe ließ die wirkliche Einführung derſelben nicht mehr 
lange auf ſich warten. Sie erfolgte mittelſt Patentes vom 29. April 1686. 
Nun ergaben ſich wieder allerorts Widerſpänſtigkeiten; jetzt wollte alles, 
daß mindeſtens auf den Papieraufſchlag zurückgegriffen werden ſollte. 
Dieſe Umtriebe veranlaßten zunächſt den ſonſt unverſtändlichen Umſtand, 
daß das Siegelpatent zweimal republicirt wurde (am 3. November 1686 
und 20. November 1692), in weiterer Folge aber, daß die Siegelabgabe 
thatſächlich mit Patent vom 13. Mai 1693 aufgehoben und durch den 
abermals eingeführten Papieraufſchlag erſetzt wurde. Neue Widerſetzlich— 
keiten und Schwierigkeiten mochten allmählich überwunden werden können; 
die unerſchöpflichen Beſchwerden und das unbefriedigende Erträgniß legten 
aber neuerlich die Frage nahe, ob nicht wieder zur Stempelabgabe über⸗ 
zugehen fei. 

Ueber dieſe Frage erging nun das erwähnte Decret vom 10. No⸗ 
vember 1700 von der geheimen deputirten Cameralcommiſſion an einige 
Hofkammerräthe. Dasſelbe hat (nach Widmer) folgenden Wortlaut: 

„In der von Ihro kaiſ. Majeſtät allergnädigſt angeordneten 
geheimen deputirten Cameralcommiſſion ſeien verſchiedene Gravamina 
wider die Incompatibilität des dermaligen Papieraufſchlages und des 
Commereii vorgekommen, welche dergeſtalten zu combiniren, damit 
einerſeits Ihro kaif. Majeſtät das Gefäll nicht verlieren, ſondern eher 
befſer et cum augmento genießen, und anderſeits der Aufſchlag auf 
die Materie ſolchergeſtalten gefaßt werden möchte, damit er keineswegs 
das Commereium afficiren thue; man hat daher dafür gehalten, es 
möchte der ehemals uſitirt geweſte Papierſtempel das Medium ſeyn; 
zumalen ſolchergeſtalten der Aufſchlag das Papier nicht eher treffen 
würde, als wenn es ad usum actualem, u. zw. zu einem ſolchen 
Gebrauch kommen würde, welcher nur diejenigen, ſo Geld oder 
Geldeswerth zu negotiiren, zu tractiren und zu gewinnen hätten, 
angehen, mithin der Handelsmann qua talis und der arme Mann, 
oder ein Jeder, welcher mit oder vermittelſt des Papieres extra 
commereium keinen Gewinn oder Verbeſſerung feines Vermögens, 
Standes oder Condition ſucht und verlangt, ſolchem Impost nicht 
unterworfen ſeyn würde. Welchemnach die H. H. College in Freund⸗ 
ſchaft erſucht werden, dieſes Werck commiſſionaliter zu tractiren, das 
Werck in allem reiflich zu überlegen, die ehemalige, bei dem Werck 
ſich herführgethane intoppi, contratempi, obstacula und Impracti- 
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biliteeten wohl zu examiniren, zu corrigiren und zu evitiren und 
omnibus bene consideratis et excoctis ein Project der Patenten 
zu verfaſſen, durch welche der Stempel wieder aufgebracht und anſtatt 
des bisherigen Papieraufſchlages de novo introducirt werden könnte; 
wobei und wann ſich die Sache ex qualitate materie substractæ 
(wie nicht gezweifelt wird) richten laſſen wird, eirca modum ipsius 
mutationis hauptſächlich dahin zu reflectiren ſein wird, in was für 
einer Obligation man des Papieraufſchlages halber haſtet, um zu 
ſehen, wie salva justitia et rei substantia man ſich ſelbiger entbinden 
und mithin die Aufhebung ſothanen Aufſchlags und die Subſtitution 
des Stempels sine injuria textii und mit Ablehnung aller dagegen 
etwa billig monirender gravaminum bewirken möge. Es werden alſo 
Sie H. H. College beliebig fein, zur Verfaſſung des erwähnten 
Projects zu ſchreiben und ſolches je eher je beſſer einzureichen.“ 


Widmer fühlt die Bedeutſamkeit der in dieſem Decret zum 
Ausdruck gebrachten Gedanken ſehr wohl. Er hebt dasſelbe deswegen im 
Schlußabſchnitte feiner Abhandlung nochmals hervor und eitirt dabei die 
weſentlichſten Sätze des Decretes. Wenn er ſich hier durch die Wendung, 
die Stempelabgabe ſolle nur denjenigen angehen, der Geld oder Geldes— 
werth zu negotiiren, zu tractiren oder zu gewinnen beabſichtige, ver- 
führen läßt, der Stempelabgabe die Natur einer Verkehrſteuer zu vindi⸗ 
ciren, ſo vermögen wir ihm hierin nicht zu folgen. Wir legen dieſe 
Stelle anders aus und glauben darin im Gegentheile eine treffliche Un⸗ 
terſtützung ſür die Anſchauung, daß der Stempel eine Papierconſumſteuer 
ſei, zu finden. 


Schon die oberwähnte kaiſerliche Erwägung, ob der Papierauf- 
ſchlag nicht in der in Spanien und Frankreich üblichen Weiſe geſtaltet 
werden könnte, läßt erſehen, daß man das Stempelweſen nur für eine 
beſondere Geſtaltung des Papieraufſchlages hielt, dem man zur Unter— 
ſcheidung (ähnlich wie wir ihn vorher als allgemeinen Papierauf⸗ 
ſchlag bezeichneten) den Namen Univerfal-Papieraufichlag beilegte. 
Ihn und den Stempel als Special-Papieraufſchlag, beſchränkt auf eine 
gewiſſe Kategorie des Papierconſums, ſah man zweifellos als vollkommen 
gleichartig an. Von dieſem Standpunkte aus iſt auch leicht zu verſtehen, 
was das obangeführte Decret meinte. Wir finden in ihm vollſtändig 
diejenigen Erwägungen wiedergegeben, die wir als die geiſtige Brücke 
zwiſchen dem allgemeinen und dem beſonderen Papieraufſchlage angeführt 
haben. Auch der Cameralcommiſſion iſt der Stempel nichts weiter als 
ein Aufſchlag, der das Papier treffen ſoll, jedoch in einer Weiſe, welche 
Einträglichkeit für den Staatsſchatz mit Beſeitigung der bisherigen Be⸗ 
ſchwerlichkeit verbinden ſoll. Zu dieſem Behufe ſollte das Papier vom 
Aufſchlag nicht eher getroffen werden, als bis es zum ſteuerpflichtigen 
Gebrauche gelange. Hiedurch würde der Papierhandel an ſich und 
jedermann, der vom Papier einen anderen als den ſteuerpflichtigen Ge— 
brauch machen will, unbeläſtigt bleiben. So weit ſtimmt das Decret 
mit unſerem oben auseinandergeſetzten Gedankengang vollkommen überein. 
Dasſelbe gebraucht dagegen für das, was wir kurz „rechtlich relevante 
Verwendung“ nennen, die Wendung „Geld und Geldeswerth zu nego— 
tiiren, zu tractiren, zu gewinnen Gewinn oder Verbeſſerung 
ſeines Vermögens, Standes oder Condition zu ſuchen“ — was trotz 
ſeiner Weitläufigkeit in ungenauer Weiſe nur dasſelbe beſagt. Das 
Moment, durch welches das Decret an einer klareren Ausdrucksweiſe be- 
hindert wurde, war wohl die verſuchte Nebeneinanderſtellung des Gewinnes 
im Papierhandel und des Gewinnes beziehnngsweiſe wie nicht untreffend 
geſagt wurde „der Verbeſſerung der Condition“), der in letzter Linie 
bei allen ſchriftlichen Actionen des Rechtslebens in Betracht kommt. 
Hiedurch wurde der hauptſächlich maßgebende Gegenſatz des rechtlich re— 
levanten und irrelevanten Papierconſums in minder ſcharfe Beleuchtung 
gebracht. Denkt man aber daran, was das Stempelweſen wirklich zu 
ſeinem Objecte gemacht hat, ſo kann der Sinn dieſer Ausdrücke nicht 
zweifelhaft ſein. Wir finden alſo ſchon hier, in den erſten Stadien des 
Werdeproceſſes des Stempelweſens eine klare Einſicht in das Verhält— 
niß desſelben zum Papieraufſchlage und in die Gleichartigkeit dieſer 
beiden Formen einer und derſelben Abgabe. Dies berechtigt uns, das citirte 
Decret als einen weiteren gewichtigen Beweis für den Satz anzuführen, 
daß die Schriftſteuer bis zur Gegenwart die Natur einer Conſumſteuer 
beſitze. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Beſtimmung des § 27, Al. 2 des Heimatgeſetzes vom 3. December 

1863 (Vergütung des Armenverſorgungs⸗Aufwandes aus Landes⸗ 

mitteln) findet auf Kinder und Gattinnen von nach 8 19, 3.3 des 

Heimatgeſetzes ats heimatlos Zugewieſenen keine Anwendung, 

ſoferne bezüglich dieſer Perſonen (Kinder und Gattinnen) ſelbſt ein 

Act der Zuweiſung im Sinne des III. Abſchnittes des Heimatgeſetzes 
nicht ſtattgefunden hat. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 11. Juli 1898 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Klage der Stadtgemeinde Linz durch 
Dr. Moriz Ritter v. Eigner, de praes. 16. Mai 1898, Z. 186 R. G., 
gegen den oberöſterreichiſchen Landesausſchuß wegen Erſatz der Kranken⸗ 
verpflegs⸗ und Armenverſorgungskoſten zu Recht erkannt: Die Stadt: 
gemeinde Linz wird mit ihrer Klage de praes. 16. Mai 1898, Z. 186 
R. G., und deren Schlußbegehren, zu erkennen: der oberöſterreichiſche 
Landesausſchuß ſei ſchuldig, der Stadtgemeinde Linz zu Handen ihres 
Bürgermeiſters Herrn Franz Poche aus Landesmitteln den Erſatz der 
für Barbara Schober geleiſteten Krankenverpflegskoſten per 19 fl., die 
für Ottilie Ditlbacher bis 1. April 1898 bar geleiſtete Armennnter— 
ſtützung von 4 fl. 45 kr. und die für Matthäus, Thereſia und Joſef 
Grabner vom 1. Jänner bis 1. April 1898 geleiſteten Erziehungsbeiträge 
pro 27 fl., ſowie die bis zur reichsgerichtlichen Entſchridung mittlerweile 
im verhältuißmäßigen Ausmaße fällig gewordenen und von der Stadt— 
gemeinde ausbezahlten Beträge zu erſetzen und pro futuro für die Ver— 
ſorgung der Ottilie Ditlbacher wöchentlih eine Krone und als Erzie- 
hungsbeitrag für Matthäus, Thereſia und Joſef Grabner vierteljährig 
je 9 fl. ſolange an die Klägerin zu bezahlen, als nicht Umſtände ein— 
treten, welche eine Verpflichtung zur Verſorgung oder Erziehung obiger 
Perſonen aus öffeutlichen Mitteln vollſtändig oder wenigſtens theilweiſe 
aufheben, abgewieſen. 

Gründe: In der Klage wird angeführt: Mit Bericht vom 
19. Auguſt 1897 richtete die Stadtvorſtehung Linz an den oberöſter⸗ 
reichiſchen Landesausſchuß das Anſuchen, die Anfrechnung der im Linzer 
allgemeinen Krankenhauſe für Barbara Schober, Ehegattin des im Linzer 
Findelhauſe geborenen, ſohin aus dem Titel der Geburt in dieſer 
Anſtalt in Linz heimatberechtigten Joſef Schober aufgelaufenen Kranken⸗ 
verpflegskoſten per 19 fl. zu geſtatten. Barbara Schober wurde nämlich 
im allgemeinen Krankenhauſe in Linz in der Zeit vom 3. Februar bis 
21. Februar 1897 verpflegt, und hat die Stadtgemeinde Linz die Ver⸗ 
pflegskoſten von 19 fl. einſtweilen an den Krankenhausfond erſetzt. Das 
gleiche Anſuchen wurde bezüglich einer Armenunterſtützung im Betrage 
von 1½ Kronen pro Woche vorläufig auf die Dauer von 6 Monaten 
bezüglich einer gewiſſen Ottilie Ditlbacher, Gattin des gleichfalls im 
Linzer Findelhauſe geborenen Theodor Ditlbacher, mit Bericht vom 
9. November 1897 geſtellt. Der Ottilie Ditlbacher wurde dann mit 
Armenrathsbeſchluß vom 7. Februar 1898 ein einmaliger Zinsbeitrag 
von 2 fl. 45 kr. und vom 1. März 1898 für dauernd eine wöchentliche 
Betheiligung per 1 Krone gegen ſeinerzeitige Regreſſirung an den ober 
öſterreichiſchen Landesfond bewilligt und hat die Stadtgemeinde Linz in- 
folge deſſen bis 1. April 1898 eine bare Auslage von 4 fl. 45 kr. zu 
verzeichnen. Mit Bericht vom 9. November 1897, Z. 47.974, wurde 
ferner von der Stadtgemeindevorſtehung Linz an den oberöſterreichifchen 
Landesausſchuß das Anſuchen geſtellt, dem Georg Rosner als Stiefvater 
der drei ehelichen Kinder Matthäus, Thereſia und Joſef des verſtorbenen 
Joſef Grabner, welcher im Jahre 1865 als Linzer Findling und ſohin 
als nach Linz zuſtändig erklärt wurde, einen nach der Actenlage auge 
meſſenen Erziehungsbeitrag aus dem Landesfonde zu bewilligen. Mit 
Armenrathsbeſchluß vom 3. Jänner 1898 wurde dem Georg Rosner 
für jedes feiner drei Stiefkinder ein vierteljähriger Betrag von 9 fl. 
für die Zeit vom 1. Jänner 1898 bis 30. April 1899 zuerkannt und 
hat die Stadtgemeinde Linz in Entſprechung deſſen bis 1. April 1898 
den Betrag von 27 fl. an Georg Rosner ausgefolgt. Die Angemeſſen⸗ 
heit dieſer angewieſenen Beträge geht aus den Beſtimmungen des Armen— 
ſtatuts für die Landeshauptſtadt Linz vom Jahre 1893 hervor. Mit den 
Erläſſen vom 30. September 1897, Z. 13.982, vom 17. November 
1897, Z. 18.881, und vom 17. November 1897, Z. 18.882, hat der 
oberöſterreichiſche Landesausſchuß alle drei Anſuchen mit der Begründung 
abgewieſen, daß gemäß § 27, Abſ. 2 des Heimatgeſetzes vom 3. De⸗ 
cember 1863 den Gemeinden aus Landesmitteln nur die Vergütung 
des Aufwandes für die Armenverſorgung derjenigen Perſonen gebürt, 
welche dieſen Gemeinden vermöge ihrer Geburt in einer im Gemeinde— 
gebiete befindlichen öffentlichen Gebäranſtalt zugewieſen werden und dies 
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bei den in Frage kommenden Perſonen nicht der Fall fei. Dagegen wird 
in der Klage Folgendes geltend gemacht: Für den ſpeciellen Fall, daß 
die Geburt in einer im Gemeindegebiete befindlichen öffentlichen Gebär⸗ 
anſtalt ſtattfand, wurde im Heimatgeſetze bezüglich der Armenverſorgung 
eine beſondere Beſtimmung getroffen. Da nämlich der Geſetzgeber fich 
gegenwärtig hielt, daß es eine Unbilligkeit wäre, einer Gemeinde nur 
deshalb, weil ſich in ihrem Umkreiſe eine derartige Humanitätsanſtalt 
befindet, eine unter Umſtänden ſehr drückende Armenverſorgung aufzu- 
bürden, fo wird im § 27 des Heimatgeſetzes die Armenverſorgung der⸗ 
artiger Perſonen dem ganzen Lande aufgetragen. Es muß alſo in den 
vorliegenden Fällen davon ausgegangen werden, daß der Geſetzgeber die 
Frage der Zuſtändigkeit von der Verpflichtung zur Armenverſorgung 
gänzlich abtrennen wollte, daß alſo nach der Abſicht des Geſetzgebers die 
fragliche Gemeinde aus dem Titel und Anlaſſe der abnormalen, blos 
formellen Zuweiſung eines Gemeindeangehörigen aus der nothgedrungenen 
Fiction derſelben als Heimatgemeinde niemals und unter keiner Be— 
dingung eine materielle Laſt, insbeſondere rückſichtlich der Armenver— 
pflegung treffen ſolle und dürfe, dies wäre aber thatſächlich der Fall, 
menn man die Verſorgungspflicht des Landes auf die Perſon des Find- 
lings einſchränken und nicht auch auf jene Perſonen ausdehnen wollte, 
für welche derſelbe nach dem Geſetze ſelbſt zu ſorgen hätte und in dieſer 
Verpflichtung der eigenen Armuth halber von der zu ſeiner eigenen 
Verſorgung verpflichteten Körperſchaft abgelöst werden muß. Des Geſetz— 
gebers Abſicht war es gewiß nicht, den Gemeinden, welche derartige 
Humanitätsanſtalten beſitzen, die Laſt der Armenverſorgung für den 
Einzelnen abzunehmen, ihnen aber die Laſt der Armenverſorgung feiner 
Gattin und beiſpielsweiſe eines Dutzends Kinder aufzuhalſen. Es iſt 
allerdings richtig, daß Barbara Schober, Ottilie Ditlbacher, Matthäus, 
Thereſia und Anton Grabner das Heimatrecht in Linz nicht direct infolge 
jener geſetzlichen Fiction erlangt haben, jedoch indirect, nämlich nur in— 
ſolge Verehelichung mit, reſpective Abſtammung von einer Perſon, welcher 
jene Fiction zugute kam. Die beiden Entſtehungsurſachen des Heimat⸗ 
rechtes, Geburt, reſpective Abſtammung und Verehelichung, unterſcheiden 
ſich weſentlich von allen anderen dadurch, daß bei ihnen das Heimatrecht 
nicht originär in der Perfon zur Exiſtenz gelangt, ſondern daß eine 
Perſon zum Ausgangspunkte und Aulaſſe dafür gemacht wird, daß eine 


äquiparirendes Recht erhält. Weil nun aber bei dieſen zwei famikien⸗ 
rechtlichen Entſtehungsgründen, die ſo einfach und naheliegend ſind, daß 
ſie im Conſcriptionspatente vom Jahre 1804, ebenſo wie in den Ge— 
meindegeſetzen aus den Jahren 1849 und 1859 und im Geſetze über 
das Heimatrecht vom Jahre 1863 neben anderen wechſelnden, immer 
unverändert erſcheinen, das Recht der einen Perſon (Auctor) den Aus⸗ 
gangspunkt für das Recht der anderen Perſon (Succeſſor) angibt, ſo 
geht es nicht an, die dem Auctor zuſtehenden Rechte willkürlich zu 
ändern und feinen Succeſſor ſtatt des Anſpruches auf Armenpflege 
ſeitens des Landes, einen ſolchen ganz unmotivirter Weiſe gegen die 
Gemeinde der Geburtsanſtalt des Auctors unterzuſchieben. Nun ſetzt ſich 
das Heimatrecht nach den gegenwärtigen Beſtimmungen aus dem Rechte 
des Aufenthaltes in der und dem Rechte auf Armenverſorgung durch 
die Heimatgemeinde zuſammen. Iſt nun im einzelnen Falle für den 
Vater oder Ehegatten, ſei es auch nur auf Grund einer exceptionellen 
Beſtimmung die Armenverſorgung durch den Landesfond feſtgeſetzt, ſo 
hat derſelbe eben ein aus gewiſſen Zweckmäßigkeitsgründen modificirtes 
Heimatrecht; für diejenigen, deren Heimatrecht durch die Thatſache der 
Verehelichung mit oder durch Abſtammung von ihm begründet wird, 
bleibt es ſich ganz gleich, wie der Auctor das Heimatrecht und warum 
er es gerade in dieſer modificirten Art erworben hat, ſie erwerben dem 
Inhalte nach genau dasſelbe Recht wie der Vater oder Gatte; es iſt 
dies das Maß, mit welchem gemeſſen werden muß, ſonſt hätte das Be- 
rückſichtigen des familienrechtlichen Verhältniſſes bezüglich der Erwerbung 
des Heimatrechtes überhaupt keinen Sinn. § 19 des Heimatgeſetzes ſpricht 
von der Zuweiſung von Heimatloſen, im Abſ. 3 ſpeciell wird als Heimat⸗ 
gemeinde diejenige Gemeinde, in welcher der Geburts- und Fundort oder 
die betreffende Findelanſtalt gelegen iſt, beſtimmt. Die SS 20 und 21 
weiſen Ehefrau und Kinder eines Heimatloſen derſelben Heimatgemeinde 
zu, in welcher Ehegatte und Vater heimatberechtigt wurde. Dieſe beiden 
Paragraphen würden keine Exiſtenzberechtigung haben, da § 5, Abſ. ! 
und 2, bezw. §s 6 und 7 ohnehin dieſe Verhältniſſe erſchöpfend um 
ſchreiben, wenn nicht angeſichts des exceptionellen fictiven Erwerbungs— 
grundes des Ehegatten, reſp. Vaters ausdrücklich ausgeſprochen werden 
wollte, daß trotzdem nur das Heimatrecht des Gatten, reſp. Vaters in 


ſeiner von der allgemeinen Regel abweichenden Qualification für die 
Ehegattin und Kinder maßgebend ſein ſoll. Iſt nun im § 27, Abſ. 2 
den Gemeinden der Erſatz aus Landesmitteln für die Armenverſorgung 
derjenigen Perſonen, welche der jeweiligen Gemeinde vermöge ihrer Geburt 
in einer im Gemeindegebiete befindlichen öffentlichen Gebäranſtalt nach 
§ 19, Abſ. 3, zugewieſen worden iſt, zugeſichert, fo folgt daraus mit 
Nothwendigkeit, daß dieſe Beſtimmung auch für Ehegatten und Kinder 
ſolcher Perſonen gilt, und kann man es augeſichts der in den SS 5, 
Abſ. 1 und 2, 6, 7, 20 und 21 getroffenen Beſtimmungen durchaus 
nicht als Mangel bezeichnen, daß im § 27, Abſ. 2, nicht ausdrücklich 
noch einmal Ehegattin und Kinder erwähnt werden. Es wird daher ge— 
beten, zu erkennen: Der oberöſterreichiſche Landesausſchuß ſei ſchuldig, 
der Stadtgemeinde Linz zu Handen ihres Bürgermeiſters Herrn Franz 
Poche aus Landesmitteln den Erſatz der für Barbara Schober geleiſteten 
Krankenverpflegskoſten per 19 fl., die für Ottilie Ditlbacher bis 1. April 
1898 bar geleiſtete Armenunterſtützung von 4 fl. 45 kr. und die für 
Matthäus, Thereſia und Joſef Grabner vom 1. Jänner bis 1. April 1898 
geleiſteten Erziehungsbeiträge pro 27 fl., ſowie die bis zur reichsgerichtlichen 
Entſcheidung mittlerweile im verhältnißmäßigem Ausmaße fällig gewordenen 
und von der Stadtgemeinde ausbezahlten Beträge zu erſetzen und pro futuro 
für die Verſorgung der Ottilie Ditlbacher wöchentlich eine Krone und als 
Erziehungsbeitrag ſür Matthäus, Thereſia und Joſef Grabner vierteljährig 
je 9 fl. ſolange an die Klägerin zu bezahlen, als nicht Umſtände ein⸗ 
treten, welche eine Verpflichtung zur Verſorgung oder Erziehung obiger 
Perſonen aus öffentlichen Mitteln vollſtändig oder wenigſtens theilweiſe 
aufheben. Gleichzeitig wird um Zuſpruch der Streitkoſten gebeten. 

In der Gegenſchrift des oberöſterreichiſchen Landesausſchuſſes wird 
Nachſtehendes ausgeführt: Nach § 27, Abſ. 2 des Heimatgeſetzes gebürt 
den Gemeinden aus Landesmitteln die Vergütung des Aufwandes für 
die Armenverforgung derjenigen Perſonen, welche denſelben vermöge ihrer 
Geburt in einer im Gemeindegebiete gelegenen öffentlichen Gebäranſtalt 
nach $ 19, Abſ. 3, zugewieſen werden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß eine 
ſolche, eine Belaſtung der Landesmittel als eines ſonſt für Armenange— 
legenheiten in der Regel überhaupt nicht herangezogenen Factors ſtatui⸗ 
rende Beſtimmung nicht im Widerſpruche mit dem klaren und deut⸗ 


lichen Wortlaute dieſer Beſtimmung extenſiv ausgelegt, bezw. auf Per⸗ 
andere mit ihr im familienrechtlichen Connexe ſtehende Perſon ein 


ſonen ausgedehnt werden kann, welche mit den im § 27 des Heimat⸗ 
geſetzes einer Gemeinde Zugewieſenen in einem verwandtſchaftlichen oder 
ehelichen Verhältniſſe ſiehen. Derartige Verhältniſſe haben natürlich ihre 


in den betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen begründeten Folgen mit 


Rückſicht ſowohl auf die civilrechtliche Unterhaltspflicht im Sinne der 
Beſtimmungen des a. b. G. B., keinesfalls aber kann aus einem der- 
artigen verwandtſchaftlichen oder ehelichen Verhältniſſe eine Rechtsfolge 
abgeleitet werden, welche in der citirten Beſtimmung des Heimatgeſetzes 
in genaueſter Weiſe auf einen Ausnahmsfall eingeſchränkt iſt. Es iſt 
doch im vorliegenden Falle ganz klar, daß die Kinder des Linzer Find⸗ 
lings Joſef Grabner und das Weib des Findlings Theodor Ditlbacher, 
ſowie das Weib des gleichfalls aus dem Titel der Geburt im Findel- 
hauſe in Linz, in Linz heimatberechtigten Joſef Schober, alſo Kinder, 
bezw. Gattinnen von nach § 19 des Heimatgeſetzes Zugewieſenen nicht 
als heimatlos betrachtet werden können, ſondern vielmehr im erſteren 
Falle durch die Geburt nach $ 6 und in den letzteren Fällen durch Ver— 
ehelichung nach § 7 des Heimatgeſetzes ein ordnungsmäßig begründetes 
Heimatrecht für ſich beſitzen, wie denn ja auch ein Act der Zuweiſung 
im Sinne des III. Abſchnittes des Heimatgeſetzes bei dieſen Perſonen 
gar nicht ſtattgefunden hat. Nachdem aber dieſe Zuweiſung und die 
Nichterweisbarkeit einer ordentlichen Begründung des Heimatrechtes im 
Sinne des § 18 des Heimatgeſetzes die ausdrückliche Vorausſetzung bilden, 
um im Sinne des § 27 Landesmittel zur Vergütung von Armenaus⸗ 
lagen heranziehen zu können, fo erſcheinen die ſämmtlichen vorliegenden 
Fälle nicht geeignet, eine Inanſpruchnahme des Landesfondes zu be- 
gründen. Hiezu wird noch bemerkt, daß für den Fall der Annahme der 
Anſchauung der Stadtgemeinde Linz es auch an jeder Begrenzung fehlen 
würde, inwieweit eine ſolche Ausdehnung der Landesunterſtützungspflicht 
auf die Nachkommen von zugewieſenen Perſonen zu gehen hätte, da ja 
nicht nur für Gattin und Kinder, ſondern auch für Enkel, Urenkel und 
alle weiteren Generationen die gleiche Ausdehnung mit der gleichen Be— 
gründung, nämlich der Abſtammung des ſelbſtändig begründeten Heimat⸗ 
rechtes von einem zugewieſenen Vorfahren begründet werden konnte. 
Demgemäß wird um Abweiſung des Klagebegehrens und um das Er: 
kenntniß, die Stadtgemeinde Linz habe für die in Rede ſtehenden Armen⸗ 


| auslagen aufzukommen, gebeten. 


Das k. k. Reichsgericht vermag den mit der vorliegenden Klage 
erhobenen Anſpruch nicht als begründet anzuerkennen. 

In der Klage wird ausdrücklich angeführt, daß Barbara Schober 
und Ottilie Ditlbacher, dann Matthäus, Thereſia und Anton Grabner 
das Heimatrecht in Linz nicht direct infolge der geſetzlichen Fiction des 
§ 19, Z. 3 des Heimatgeſetzes erlangt haben, ſondern infolge Verehe— 
lichung mit Joſef Schober, bezw. mit Theodor Ditlbacher, dann inſolge 
Abſtammung von Joſef Grabner, welche insgeſammt, wie ſich aus der 
citirten Klageanführung ergibt, zur Zeit ihrer Verehelichung bereits in 
Linz heimatberechtigt waren. 

Die Perſonen, um deren Verpflegung, bezw. Unterſtützung es ſich 
im vorliegenden Falle handelt, waren alſo nicht Heimatloſe (Abſchnitt III 
des Heimatgeſetzes), ſondern ihr Heimatrecht wurde nach § 5, Z. 1 und 2, 
durch die Verehelichung und bezw. die Geburt begründet; bezüglich 
dieſer Perſonen kommen alſo die Beſtimmungen der §8 20 und 21 des 
Heimatgeſetzes gar nicht in Betracht. 

Dem Erörterten gemäß findet auf dieſelben die Ausnahmsbeſtim⸗ 
mung des § 27, Z. 2 des Heimatgeſetzes keine Anwendung, wobei be- 
merkt wird, daß jene Gründe, welche für die Tragung des Aufwandes 
für die Armenverſorgung derjenigen Perſonen, welche den Gemeinden 
vermöge ihrer Geburt in einer im Gemeindegebiete befindlichen öffent⸗ 
lichen Gebäranſtalt nach § 19, 3.3 zugewieſen werden, aus Landes⸗ 
mitteln ſprechen, keineswegs auch in dem Falle vorhanden ſind, wenn 
derlei Perſonen einen eigenen Hausſtand gründen und ihre nach 85, 
Z. 1 und 2, reſp. SS 6 und 7 des Heimatgeſetzes heimatberechtigten 
Kinder und Gattinnen der Armenverſorgung der Gemeinde zur Laſt fallen. 

Hienach iſt das Klagebegehren abzuweiſen. 

(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 11. Juli 1898, Z. 250.) 


Notizen. 


(Gegen planloſes Almoſengeben) hat, wie die „D. Gem. Ztg.“ 
berichtet, der Magiſtrat in Breslau nachſtehende Kundmachung erlaſſen: Trotz 
aller Bemühungen der Polizeibehörde, die Haus⸗ und Straßenbettelei zu unter⸗ 
drücken, und trotz des Beſtrebens der ſtädtiſchen Armenverwaltung, überall da, 
wo Hilfsbedürftigkeit vorliegt, ihren Pflichten nach Möglichkeit gerecht zu werden, 
gibt das Betteln auſ den Straßen und Platzen Breslaus nach wie vor zum 
Aergerniß Anlaß. Namentlich ſind es Krüppel, welche ſich an den Ecken auf⸗ 
ſtellen und irgendwie die Aufmerkſamkeit der Vorübergehenden auf ſich zu 
lenken wiſſen, oder Kinder, welche unter dem Vorwande, Streichhölzer oder 
andere Kleinigkeiten zum Kaufe anzubieten, Bettelei treiben. Zum Schutze des 
Publicums, welches durch dieſes Betteln beläſtigt wird, wie zum Schutze der 
Bettler, namentlich der bettelnden Kinder ſelbſt, welche durch ihre vagabundirende 
Lebensweiſe und gewohnheitsmäßiges Lügen binnen kurzem gänzlich demoraliſirt 
werden, iſt es Sache der Behörden, dieſem Unfuge nach Möglichkeit zu ſteuern. 
Die Unterdrückung der Bettelei wird aber dadurch erſchwert, daß Viele, entweder 
aus ſalſchem Mitleid, oder um ſich von einer Beläſtigung zu befreien, den 
Bettlern Geld ſchenken, ſtatt durch Verſagung jeder Gabe der Bettelei den 
Boden zu entziehen. Von den bettelnden Perſonen iſt ein Theil, wie zahlreiche 
Einzelfälle, welche hier wie in anderen Städten aufgedeckt worden ſind, ergeben, 
überhaupt nicht hilfsbedürftig, den Uebrigen ſteht frei, auf geſetzlichem Wege 
die öffentliche Armenpflege oder die Wohlthätigkeit der Vereine in Anſpruch zu 
nehmen. Deshalb richten wir an Jedermann die Bitte, keinesfalls Bettler, 
namentlich auf der Straße, durch Gaben zu unterſtützen, ſondern womöglich 
im Falle einer Beläſtigung deren Namen und Adreſſe feſtzuſtellen und unſerem 
Bureau Ja mitzutheilen. 

(Beſtrafung des Almoſengebens an bettelnde Wanderleute.) 
Wie die „Gerichts⸗Halle“ mittheilt, enthält das Geſetzblatt für das Fürſtenthum 
Lübeck, 9. Stück, 16. Juli 1898, Nr. 17, folgende Bekanntmachung: 

„Auf Grund des Artikels 2, 81 des Geſetzes vom 1. Juni 1864, betreffend 
die Befugniß zur Erlaſſung polizeilicher Befehle und allgemeiner polizeilicher 
Vorſchriften, beſtimmt die Regierung nach vorgängig eingezogener, gutachtlicher 
Aeußerung des Provinzialrathes mit Genehmigung des großherzoglichen Staats⸗ 
miniſteriums Folgendes: 

1. Die Verabreichung von Gaben irgendwelcher Art an bettelnde Wander⸗ 
leute iſt bei Geldſtrafe bis zu 30 Mark, eventuell Haftſtrafe, verboten. 

2. Die Gewährung von Nahrungsmitteln und Kleidungsſtücken zur Be⸗ 
ſeitigung eines augenſcheinlichen Nothſtandes bleibt ſtraflos, wenn die Möglichkeit, 
daß der Empfänger jene Gaben in Geld, oder Branntwein umſetzen kann, aus⸗ 
geſchloſſen erſcheint.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Sectionschef im Landesvertheidigungs⸗Miniſterium 
Fz. v. Bauer⸗Bargehr die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 
Se. Majeſtät haben den Sectionsrath im Miniſterium des Aeußern Cajetan 
Merey v. Kapos Mere zum Legationsrathe I. Kategorie, den Hof und 
Miniſterialſecretär daſelbſt Otto Freiherrn Klezl v. Norberg zum Secretär 
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und den Hof und Miniſterialconcipiſten I. Claſſe Dr. Hermann Ritter Mitſcha 
v. Maerheim zum Hof und Miniſterialſecretär ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Oberfinanzräthen der Finanz⸗Landesdirection in 
Prag Ludw. Novak und Joſef Nowotny den Titel und Charakter eines Hof 
rathes taxfrei verliehen. 8 5 

Se. Majeſtät haben die Bezirkshauptmänner Joh. Twerdy, Joh. Filip 
und Dr Sigm. Broſche zu Statthaltereiräthen bei der Statthalterei in Prag 
ernannt. 

Se Majeſtät haben den Bezirkshauptmännern Hermann Steinfeld in 
Schlan, Adolf Stitzenberger in Prachatitz und Frz. Rapprich in Gablonz 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Landes⸗Regierungsrathe bei der Landesregierung 
in Troppau Othmar Herzig den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei 
verliehen. 

7555 Majeſtät haben den Oberinſpector der öſterr. Staatsbahnen Ladisl. 
Kempner zum Director des Central⸗Wagendirigirungsamtes der öſterr. Staats⸗ 
bahnen mit der VI. Rangsclaſſe unter tarfreier Verleihung des Titels und Cha: 
rakters eines Regierungsrathes ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Hofreiſecontrolor Eduard Mader und dem Hof⸗ 
ae Dr. Eugen Kromar das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens 
verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Hof- und Miniſterialconcipiſten 
II. Claſſe Clemens Freih. Erb v. Rudtorffer zum Hof: und Miniſterial⸗ 
concipiſten J. Claſſe ernannt. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſterium des Innern hat die 
Statthalterei⸗Secretare Joh. Dudek, Mathias Panek, Wenzel Skakal und 
Joh. Koſina, ſowie den Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern 
oh. Strachotinsky zu Bezirkshauptmännern, dann die Bezirkscommiſſäre 
Dr. Alois Waſchko, Ottokar Janota, Wenzel Bouma, Wenzel Petras, 
Joh. Sirek und Ludw. Juza zu Statthalterei⸗Secretären in Böhmen ernannt. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Dr. Wilh. Klebel zum Landesregierungs⸗Secretär in Kärnten 
ernannt. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirks Obercommiſſär Iz. Seibert zum Bezirkshauptmann und den Bezirks⸗ 
commiſſär §z. Klingner zum Landes⸗Regierungsſecretär in Schleſien ernannt. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſterium des Innern hat den 
Hilfsingenieur Paul Buckeiſen zum Ingenieur extra statum ernannt. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bezirkscommiſſäre Moriz Zan der und Anton Fiſcher zu Gtatthaltereifecre- 
tären in Niederöſterreich ernannt. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Veterinärconcipiſten Ferd. Slovak zum Veterinärinſpector bei der Statthalterei 
in Graz ernannt. 
Der Finanzminiſter hat die Steuereinnehmer Alois Mayer und Fz. Do⸗ 
leéek zu Hauptſteuereinnehmern der Finanz⸗Landesdirection in Brünn ernannt. 
Der Finanzminiſter hat die Concipiſten der Finanzprocuratur in Prag 
Dr. Auguſt Müller und Dr. Otto Baumer zu Finanzprocuraturs⸗Adjuncten 
ad personam ernannt. 
Der Finanzminiſter hat den Evidenzhaltungs⸗Obergeometer II. Claſſe 
Joſef Szotowiez zum Evidenzhaltungs⸗Inſpector in der VIII. Rangsclaſſe 
ernannt. 
Der Finanzminiſter hat den Finanzwach⸗Oberinſpector II. Claſſe Dr. Anton 
Frank zum Finanzwach⸗Oberinſpector I. Claſſe in der VII. Rangsclaſſe bei der 
Finanz⸗Landesdirection in Wien ernannt. 
Der Handelsminiſter hat den Miniſterial⸗Concipiſten Dr. Fdch. Krenn 
zum Miniſterial⸗Viceſecretär im Handelsminiſterium ernannt. 
Der Handelsminiſter hat die Poſtcommiſſäre Fz. Hummel in Trieſt und 
Ludw. Winkler in Innsbruck zu Poſtſecretären ernannt. 
Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Rechnungsrath der 
Statiſtiſchen Central⸗-Commiſſion Eduard Brataſſevié zum Oberrechnungsrathe 
und den dortigen Rechnungsrevidenten Rudolf Krickl zum Rechnungsrathe 
ernannt. 
Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpections-Adjuncten Karl Kriſpin 
zum Forſtinſpections⸗Commiſſär ernannt. 
Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpections⸗Adjuncten Ulrich Voſyka 
zum Forſtinſpections⸗Commiſſär ernannt. 
Der Ackerbauminiſter hat den Forſtpraktikanten Adalbert Kopp zum 
Forſtinſpections⸗Adjuncten ernannt. 2 En 8 
Der Ackerbauminiſter hat den Forſteleven Joſef Dimitz zum Forſtaſſi⸗ 
ſtenten der Forſt⸗ und Domänendirection Gmunden ernannt. 
Der Ackerbauminiſter hat den Forſtinſpections⸗Commiſſär Ferd. Wene⸗ 
dikter zum Ober⸗Forſtcommiſſär ernannt. 
Der Ackerbauminiſter hat den Forſtpraktikanten Adalbert Miller zum 
Forſtinſpections⸗Adjuncten ernannt. 


Erledigungen. 


3 Aſſiſtenten ſtellen in der XI. Rangsclaſſe gegen Caut ion beim k. k. 
Hauptzollamte in Wien bis 12. November. (Amtsblatt Nr. 236.) 

1 Rechnungsoffieials ſtelle in der X. Rangsclaſſe, even tuell 1 Rech⸗ 
nungsaſſiſtentenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der k. k. mä hrifchen Statt: 
halterei bis 25. October. (Amtsblatt Nr. 236.) 


DER 1 55 für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 83 und 84 der Erfenntniffe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


